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Teil A Planungsrechtliche Festsetzungen 

 Rechtsgrundlagen 

 ▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) 

▪ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

▪ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Dar-
stellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) 
vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 
vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
06.03.2018 (GBl. S. 65, 73) 

  

A1 Art der baulichen Nutzung 

A1.1 Gewerbegebiet (GE) 

A1.1.1 Zulässig sind 
▪ Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche 

Betriebe, 
▪ Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
▪ Anlagen für sportliche Zwecke. 

 
A1.1.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden; 

▪ Für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, ist je 
Grundstück maximal eine Wohneinheit zulässig. 

▪ Einzelhandelsbetriebe des Versandhandels, wenn sie mit nicht- 
zentrenrelevanten Sortimenten handeln. 
 

A1.1.3 Nicht zulässig sind 
▪ Tankstellen, 
▪ Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
▪ Vergnügungsstätten, 
▪ Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

  

A2 Maß der baulichen Nutzung 

A2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

 Die Grundflächenzahl ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

A2.1 Geschossflächenzahl (GFZ) 

 Die Geschossflächenzahl ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
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A2.2 Höhe baulicher Anlagen 

A2.2.1 Die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung der Gebäu-
dehöhe (GH) mit Meter über Normalnull (m+NN) bestimmt (siehe Planeintrag). 

A2.2.2 Eine Überschreitung der generellen Höhenbegrenzung der Baukörper kann bis 
zu weiteren 2,0 m dann zugelassen werden, wenn es sich um Bauteile techni-
scher Anlagen handelt, welche in Bezug auf die Gesamtbaumaßnahme sich 
unterordnen (z. B. Fahrstuhlschacht, Klimageräte, Lüftungsauslässe u. ä.). 

  

A3 Bauweise 

 Festgesetzt wird im Gewerbegebiet eine abweichende Bauweise (a): Die Ge-
bäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. Ihre größte Länge darf 
mehr als 50 m betragen. 

  

A4 Überbaubare Grundstücksflächen 

A4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Bau-
grenzen festgesetzt und gelten nur oberhalb der Geländeoberfläche. 

A4.2 Stellplätze mit ihren Zufahrten gemäß § 12 BauNVO, Nebenanlagen gemäß    
§ 14 BauNVO sowie für alle Arten von Zweirädern (z.B. Fahrrad, Moped, Mo-
torrad auch elektrisch Betrieben) sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

  

A5 Verkehrsflächen 

 Die Aufteilung der Verkehrsflächen innerhalb der Straßenbegrenzungslinie ist 
nicht verbindlich. 

  

A6 Führung von Versorgungsleitungen 

 Versorgungsanlagen und -leitungen sind nur als unterirdische Anlagen und Lei-
tungen zulässig. 

  

A7 Zuordnung von Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur 
und Landschaft an anderer Stelle 

 

A7.1 Die Kosten der im Rahmen des Ökokontos mit der Bezeichnung  
- Bannwald „Riesenwald“ (Gemarkung Ohlsbach) durchgeführten Ausgleichs-
maßnahme werden dem Erweiterungsbereich sowie der örtlichen Verkehrsflä-
chen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans vollständig zugeordnet.  
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Teil B Örtliche Bauvorschriften 

 Rechtsgrundlagen 

 ▪ § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fas-
sung vom 05.03.2010, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fas-

sung vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 

vom 06.03.2018 (GBl. S. 65, 73) 

  

B1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

B1.1 Dachgestaltung 

 Zulässig sind Dächer mit einer Dachneigung von 0 bis 45 Grad. 
 

B1.2 Außenwände 

 Leuchtfarben und reflektierende Materialien sind zur Oberflächengestaltung 
der Gebäude (Dach und Fassade) unzulässig. 

  

B2 Gestaltung der unbebauten Flächen 

B2.1 Freiflächen 

B2.1.1 Die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke müssen Grünflächen 
sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benö-
tigt werden. Ist eine Begrünung oder Bepflanzung der Grundstücke nicht oder 
nur sehr eingeschränkt möglich, so sind die baulichen Anlagen zu begrünen, 
soweit ihre Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung es zulassen und die 
Maßnahme wirtschaftlich zumutbar ist. 

B2.1.2 Bodenbeläge von Lager- und Hofbereiche sind in wasserundurchlässiger 

Weise auszuführen. 

B2.2 Einfriedungen 

B2.2.1 Entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind Einfriedungen bis zu einer Gesamt-
höhe von 3,0 m über dem Straßenrand zulässig. 

B2.2.2 Mit Hecken- und Gehölzpflanzungen ist entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
chen ein Abstand von mindestens 0,5 m einzuhalten. 

  

B3 Werbeanlagen 

B3.1 Zulässig sind Werbeanlagen mit einer Größe von max. 25 m² auch mit Hinter-
grundbeleuchtung. 

B3.2 Werbeanlagen oberhalb der Gebäudehöhe sind nicht zugelassen. 
B3.3 Lichtwerbung am Himmel, schrille, flackernde und kurzzeitig wechselnde Licht-

effekte sowie schnellbewegliche oder mit Sondereffekten ausgestattete Werbe-
anlagen sind nicht zulässig. 
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Teil B Hinweise 

C1 Denkmalschutz 

 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Ge-
meinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhal-
ten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege   
(E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden 
ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hinge-
wiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

  

C2 Bodenschutz/Altlasten 

C2.1 Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzge-
setzes (§ 4 BBodSchG) und die bodenschutzrechtlichen Regelungen 
(BBodSchV, DIN 19731) wird hingewiesen. Für den Umgang mit Böden, die 
zur Rekultivierung vorgesehen sind, insbesondere für deren Lagerung und Ein-
bringung, gelten die Vorgaben des Hefts 10, Luft-Boden-Abfall des Ministeri-
ums für Umwelt, Baden-Württemberg.  

C2.2 Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissio-
nen (z. B. Mineralöle, Teer …) wahrgenommen, so ist umgehend das Landrat-
samt Ortenaukreis (Amt für Umweltschutz; Amt für Wasserwirtschaft und Bo-
denschutz) zu unterrichten. Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzu-
stellen. 

C2.3 Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
C2.4 Zur Entlastung der Erddeponien wird empfohlen, den anfallenden Bauaushub 

auf dem Baugrundstück – etwa zur Geländegestaltung – wiederzuverwenden. 
  

C3 Grundwasserschutz 

C3.1 Wird bei Bauarbeiten Grundwasser erschlossen, so ist dies gemäß § 43 Abs. 6 
Wassergesetz dem Landratsamt Ortenaukreis als Untere Wasserbehörde un-
verzüglich anzuzeigen; die Bauarbeiten sind bis zu einer Entscheidung des 
Landratsamts einzustellen. 

C3.2 Sind im Rahmen von Bauvorhaben von vornherein Maßnahmen geplant, die in 
das Grundwasser eingreifen, so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit dem 
Landratsamt Ortenaukreis als untere Wasserbehörde Verbindung aufzuneh-
men. Möglicherweise wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die geplanten 
Maßnahmen erforderlich sein. 

C3.3 Grundwasser-Messstelle Nr. 130/115-5 
Höchster gemessener Grundwasserstand (HW) = 164,24 m+NN 
Mittlerer gemessener Grundwasserstand (MW) = 160,83 m+NN 

C3.4 Aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes ist das Sauen im 
Grundwasser grundsätzlich abzulehnen. 
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Wenn aus zwingenden Gründen auf ein Sauen im Grundwasser nicht verzich-
tet werden kann, ist eine bauplanungsrechtliche Ausnahmegenehmigung 
erforderlich, die nur in begründeten Einzelfällen und erst nach Ausschluss 
möglicher Alternativen erteilt werden kann. Für unvermeidbare bauliche Anla-
gen unterhalb des mittleren Grundwasserstandes, sowie für Grundwasserab-
senkungen im Rahmen von Baumaßnahmen ist zusätzlich eine separate was-
serrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Wasserbehörde (Landratsamt Or-
tenaukreis) zu beantragen. Bauliche Anlagen unterhalb des höchsten Grund-
wasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen. Zur Herstel-
lung der Abdichtung von Baukörpern, Bauteilen und sonstiger Anlagen dürfen 
keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung des 
Grundwassers zu besorgen ist. 
Bei der Anlage von Erdwärmesonden ist zu beachten, dass ungeklärte und 
engräumig wechselnde geologische Verhältnisse vorliegen, die eine separate 
Standortbeurteilung erfordern. 

  

C4 Wasserschutzgebiet 

 Das Planungsgebiet liegt zum Teil in der Schutzzone III A und vollständig in 
der Schutzzone III B des Wasserschutzgebietes Ohlsbach/Ortenberg. Die 
entsprechenden Auflagen der Rechtsverordnung des Wasserschutzgebietes 
Ortenberg/Ohlsbach ist zu beachten. 

  

C5 Baugrunduntersuchung 

 Als Baugrund ist Decklehm über Talkies zu erwarten. Das Grundwasser ist 
bauwerksrelevant. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 
zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründunghorizontes, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen ge-
mäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfoh-
len. 

  

C6 Nutzung der Solarenergie 

 Solaranlagen sind im Plangebiet allgemein zu empfehlen. 
  

C7 Kampfmittel 

 Für das Plangebiet ist vor einer Bebauung bzw. Bodeneingriffen eine multitem-
porale Luftbildauswertung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-
Württemberg (KMBD), Regierungspräsidium Stuttgart, zu beantragen. 
Die dafür benötigten Formulare können unter www.rp-stuttgart.de gefunden 
werden.  Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt ca. 18 Wochen ab 
Auftragseingang.  
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C8 Bahnanlagen 

 Es ist zu berücksichtigen, dass es im Nahbereich von Bahnanlagen zu Immis-
sionen aus dem Bahnbetrieb kommen kann. Hierzu gehören Bremsstaub, 
Lärm, Erschütterungen und Beeinträchtigungen durch elektromagnetische Fel-
der. 
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